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Die Dasger Ikonterenz
Heute wieder Pienarverhandlung

Der eigentlich al» Ruhetag b-stimmte Mittwoch war von
zahlreichen Besprechungen ausgefüllt , welche der Vorbereitung
der heutigen Plenarverhandluugen diente ., . Diese werden sich
voraussichtlich auf die vier offenen Hauptfragen beschränken :
l . Die Geschäftsführung der Reichsbahn, 2 . Positwierung des
negativen Pfandrechts , 3 . die Nachzahlungen für den Fall
eines Moratoriums und 4. die Frage des monatlichen Iah -
lungStermins

*
Bei der Reichsbahn handelt es sich wie bei der Reichsbank

um die Anpassung der deutschen Gesetze an den Uoungplan.
wobei noch erhebliche Meinungsverschiedenheiten bestehen, so»
wie um da» Pfandrecht, das die Gläubiger an der Reichsbahn
fyiben toollen .

Während der Dawesplan em aktives Zugriffsrecht , das je-
dem verpfändeten Eigentum und den verpfändeten Einnah -
men besondere Treuhander als Wächter zuwies , vorsah, was
ein politisches auf Macht begründetes Schuldverhältnis dar -
stellt, sieht der Uoungplan einen anderen Modus vor . Die
Gläubiger haben zwar ihre Forderung nach der Beibehaltaug
irgendeines Zugriffsrechtes auf Steuern oder Zölle angesichts
der energischen Weigerung der deutschen Unterhändler aufge-
geben , aber sie haben noch nicht auf den Wunsch verzichtet,
wenigstens ein stärkere» Berfügungsrechtüber die Reichsbahn
zu erhalten , deren Reparationsbeitrag ungefähr der unge-
schützten Annuität entspricht. Er soll nach dem Uoungplan
„im Rang hinter den Personalausgaben , aber im gleichen
Range wie die sachlichen Ausgaben stehen , er soll vor jeder
«nderen gegenwärtigen oder in Zukunft der Reichsbahn-Ge-
sellschaft auferlegten Steuer den Borrang haben und jeder
sonstigen Belastung der Gesellschaft , sei es hypothekarischer
oder anderer Art vorgehen." Die Reichsbahn soll ferner „bei
der Bank für den Internationalen Zahlungsausgleich eine
Bescheinigung hinterlegen, durch die ihre Haftung für diese
Verpflichtung anerkannt wird .

" Durch diese Regelung sollen
die bisherigen Schuldverschreibungen und die damit verbun¬
dene Beteiligung von Ausländern an der Verwaltung der
Gesellschaft beseitigt werden . Das Verlangen nach einer stär-
kere« Sicherung dieser Verpflichtung wird deutscherseits de-
kämpft.

Bon nicht geringerer Bcdeurung ist die Frage , wie im Falle
eines deutschen Transfer - oder Aufbringungs -Moratoriums
dir Nachzahlung der gestundeten Beträge bewirkt werden soll.
Die Bestimmungen, die darüber im Doungplan niedergelegt
sind , lassen den Schluß zu, daß mit dem Moratorium Deutsch?
land unter Umständen Gelegenheit gegeben werden soll, durch
Einfügung einer Schonfrist die ganze Kette der Annuitäten
um zwei Jahre in die Zukunft hiuauszurücke « und die Atem -
pause zur Stärkung der Leistungskrast seiner Wirtschaft zu
benutzen , als den gegenteiligen Schluß , den jetzt anscheinend
die Gläubiger ziehen wollen : daß nämlich die während des
Moratoriums rückständig werdenden Beträge mit einem
Schlage oder in ganz kurzer Frist zurückgezahlt werden müß¬
ten. so daß sich unmittelbar nach dem Ende des Moratoriums
die Last der geschützten Annuitäten zunächst einmal für ein
oder zwei Jahr « gewaltig erhöhen, eventuell verdoppeln würde.

Die weitere Frage ist, ob Deutschtand Med«»- »der Ultimo-
Zahlungen leisten soll. Die Gläubiger wollen von der Post-
numerandozahlung , von der ZaPung am Ultimo nichts wis-
sen, sie bestehen auf der Mediozahlung , auf der Zahlung am
15. jedes Fälligkeitsmonats . Die Statistiker haben daraus vier
bis fünf Millionen jährlichen Zinsverlustes für Deutschland
errechnet. Andere fragen , ob ein laufender Zinsverlust ent -
steht , ob man es nicht mit einem einmaligen Zinsverlust zutun hat , weil ja nachher auch zwischen den jeweiligen Medio-
| <chfttngcn immer ein Abstand von 30 Zinstagen besteht.

Die Äußerungen TardieuS
Vezuguch gewisser Äußerungen , die dem französischen Mini -

sterpräsidenten Tardieu zugeschrieben werden, und die er
während der letzten Sitzung des Komitees für deutsche Re-
pm^ tionen

^
getan haben soll, wird von französischer Seite nun

„SM* Wirklichkeit und wie e» überreichlich das Fehlen jeg¬lichen Zwischenfalls innerhalb der Kommission selbst beweist ,hat sich Herr Tardieu , als er di« Bedingungen für das wech-
seliertige Vertrauen, welches die Haager Verhandlungen be-
herrscht , präzisierte, darauf beschränkt, seinen deutschen Kol -
tegen die Nachteile einer zu ausführlichen Erörterung über
£!?. t vT 1? ?? auSeinanderzusetzen . Er hat darauf hinge-
wiesen, daß solche Erörterungen die Gefahr in sich bergen, die
IisL.» «[ Konferenz notwendige Atmosphäre zu
ronr i e

k Delegierte«, deren persönlichen guten« nllen und deren VerhandlungSaktivität Tardieu unterstrich,mdem er auf dte Schwierigkeiten ihrer Aufgabe hinwies, ha-
, a^te,n^ 5 ? 'hr« Stellung in der Sache auf-

rechterhiÄten , keinerlei Etawendungen gegen die von dem
hoben?

Ministerpräsidenten angewandten Ausdrücke er-

In der „Franks. Ztg .
" wird dazu hervorgehoben, daß HerrDardieu , der auch in de» amtlichen ParlamentsberichtenseineAusführungen abzuschwächen pflege , in eindeutiger Weise««höflich und theatralisch gewesen sei. Er habe zweifellos denAusdruck gebraucht, daß die Halt« », der Deutsche» Zweifel«« ihrer »ll,emei«e« Fähigkeit zur Berhtmdlun « « insUße . Er

habe ebenfall » darauf angespielt , daß mau den Bersprechun -
«e« der deutschen Minister wohl vertrauen könne, daß dieseMimfter aber nicht ewig am Ruder seien . Eine solche Kritik
an der innerpolitischen Schwäche eines ausländischen Kabi -
nett » sei in internationalen Verhandlungen durchaus nichtam Platze , ja taktlos . Der Ministerpräsident könnte auf die-

Letzte Nachrichten
Die beutigen Verhandlungen im Idssg

Auch eine Besprechung der Pariser Sachverständigen
14. Berlin , 9. Jan . (Priv. -T«l.) Heute hat vormit-

tags ein Gegenbesuch der französischen Minister T a r d i « «
und Briand bei Curtius und Moldeuhauer statt -
gefunden , wobei wohl, wie man annimmt, auch die Krage
der Sauktioue » besprochen wurde . Die Unterrednng
wurde dadurch beendet, daß um 1L45 Uhr die Sitzung der
sech » eingeladene « Mächt « begann, die sich »,r -
nehmlich mit dem Pfandrecht auf die Reichsbahn, wie deren
Geschäftsführung beschäftige» wird . Dagegen wird heute von
der Sanktionsfrage vorltufi, « ,ch »ich» die Red« fei« , « n-
schließend daran findet «in Besuch des deutschen Außenmini-
sters beim holländische« Minister statt.

Gestern abend wäre« Besprechungen »erschiedener « rt im
Gang, so eine solch« zwischen dem deutsche « Rrichswirt -
schaftsminister Schmitt und dem englischen Handels-
minister Graham , dere« Gegenstanditie Sachliefrr « « -
gc « gewesen sind, ferner zwische« M,lde « ha « er und
S n » w d e n , bei der in erster Linie das M»ratori«« n«d
das Pfandrecht der Eisenbahn Gegenstand der Beratungen
gewesen si«d . Ferner haben die Pariser S » chv « rstiin -
d i g « n eine Sitzung abgehalten , an der a«f d««tscher Seite
Kastl und Melchior teilnahmen . Ei « Ergeb «is wurde
dabei nicht erzielt , d»ch hat di« Gegenseite auch «icht »er -
« » cht , di« Berechtigung ihrer Auffassuug irg««dwi« darzu »
lege «.

Cnrtiu« und Briand fahre« «ach Genf
K. Berti » , 9. Ja«. (Priv.- Tel .s Ähnlich wie Brt « « d

hat auch der deutsch « Außenminister llr. E u r t i u s die Absicht ,
vom Haag zur Ratstaguug «ach Genf hinüber zu fahren ,wenn e» sich irgendwie ermöglichen läßt . Einmal, w«il er sich
«l» RechtS « « chf » lger Strefema « « » dem « »« er -
bund v» rstelle« will, w»bei vermutlich auch ei« Rachruf auf
Strefeman« gehalte « werde« wird, und ferner , weil verein-
bart worde» tft, daß die immer wieder unterbrochenen Ver¬
handlungen zwischen Deutschland und P » ten dort
vo« de« beide» Außenminiper « CurtiuS und Zaleski auf-
genommen werden sollt««. Sie stehe « bisher a «ßerorde«tlich
schlecht, da Polen kern« Geneigtheit zeigt, in der Frage des
Liquidati ««Sabk»mmeuS «der de» Handrl ^vertrags irgendwelche
Zugeständnisse zu mache ».

DaS Gesetz zu« Schutz der Republik
BDZ . Berlin, 9. Jan . (Tel.) Der StrafrechtSansschu » d«S

Reichstags nahm heute die Beratung des Gesetzentwurfes zumSchutze der Republik beim § 4 wieder auf. Der § 4 wurde
entsprechend einem volksparteilichen Antrag in folgenderFassung angenommen:

„Wer gegen den Reichspräsidenten oder gegen ein Mitgliedder Reichsregierung oder einer Landesregierung einen An-
griff auf Leib oder Leben (Gewalttätigkeit) begeht, wird, so-
weit nicht andere Vorschriften eine schwerere Strafe androhen ,mit Gefängnis nicht unter drei Monaten bestraft . Wer eine
solche Gewalttätigkeit mit einem anderen verabredet, oi« r,
nachdem sie begangen worden ist, belohnt, wird mit Gefäng -
nis bis zu drei Jahren , jedoch nicht unter einem Monat , be-
straft .

"
Von der Regierung wurde hierzu erklärt, daß sich die Be-

stimmungen dieses Paragraphen nur auf Minister im Amt be -
zögen.

Die Bsgutschützer TenkmalsschSuduug
WTB . Katt»witz , 9 . Jan . (Tel.) Obwohl für die - Er -

mittlung der DenkmalSschänder , die vor einigen Tagen das
Aufständischendenkmal in « »«utschiitz gesprengt haben, eine
hohe Belohnung ausgesetzt worden ist und ihre Namen be-
reits bekannt sind , ist ihre Festnahme bisher noch nicht ge-
lungeu . Es handelt sich um drei Arbeiter, die alle dem
Bufständischenverband nahestehen . Der eine , der den Spreng -
stoff besorgt hatte , hat inzwischen Selbstmord durch Erhängenverübt . Die beiden anderen sind flüchtig . Einer von ihnen,der al» gewalttätiger Mensch bekannt ist. hat sein « o«iden
Helfer bei der Kattowitzer Polizeidirektion angezeigt , da er
glaubte , sich dadurch die ausgesetzte Belohnung sichern zurönnen . Der Bogutschützer Pslizeikommissar ist inzwischen
seines Posten» enthoben worden. Es steht fest, daß Minder -
heitSkreis« an der Sprengung de» Bogutschützer Aufstän -
dischendenkmals i« keiner Weise beteiligt sind.

sem Gebiete von dem Außenminister Briand, der in den letz-
ten Tagen neben ihm geradezu schweigsam erscheint, eine
Menge lernen , vor allem ein wenig europäischen Akzent .Bon anderer Seite wird bestätigt, daß die Auseinander -
setzung keineswegs von Herrn Tardieu einseitig geführt wor-
den sei. und daß die deutschen Minister Moldenhauer und
Curtius ihm die Antwort nicht schuldig geblieben seien .

den Voungplan
Nach den neueste Meldunaen aus dem Haaa brauchen

wir uns keinen Ällussionen mehr hinzugeben - der ganze
Younspla « ist durch das Verhalten der französische » De ^
legativ » in Frage gestellt, und sehr ernsthaft muß mit
einem Mißerfolg der Verhandlungen im Haag gerechnet
werden , einem Mißerfolg , der dann eine akute Srisis
der ganze « Reparationspolitik einleiten und diese auf eine
völlig neue Grundlage stellen müßte.

- Wenn der französische Ministerpräsident. Herr Tardieu ,
geglaubt hat, Frankreich dadurch zu dienen, daß er jetzt
all das in den Aoungplan hineinzuschmuggeln versucht ,
was man in Paris und bei der ersten Konferenz im Haag
im Interesse einer ehrlichenVerständigungspolitik heraus -
gelassen hatte , dann hat Herr Tardieu wahrscheinlich nicht
daran gedacht, daß man in den letzten Monaten auch in
Deutschland über die finanziellen Belastungen des
Youngplaues zu anderen Anschauungen gelangt ist und
eine Revision des Gesamtplanes nur begrüßen könnte.
Nur darf Herr Tardieu nicht annehmen , daß diese Re-
Vision zusätzliche , über den Aoungplan hinausgehende Be -
lastungen , sondern sehr erhebliche Abstriche zu bringen
hätte.

Wenn überhaupt das Gerede von der wirtschaftlichen
Leistungsfähigkeit Deutschland» als der Voraussetzung
für die Höhe der Abzahlungen einen Sinn gehabt hat,
dann muß nunmehr von deutscher Seite mit aller Ent -
schiedenheit festgestellt werden, daß die vor einem Jahr
gegebenen Voraussetzungen bezüglich unserer Lerstungs-
fähigkeit » icht mehr vorhanden sind , daß sich diese unsere
Leistungsfähigkeit verringert hat. Falls man heute zu
einer Sachver,tändige »ikonferenz in Paris zusammentre-
ten würde , müßte man angesichts der Wirtschafts- und
Füianzkrisis in Deutschland zu wesentlich anderen, das
heißt für uns günstigeren Abzahlungsbedingungen ge¬
langen . Und heute würde kein Chamberlai» mehr da
fein , der im Namen der britischen Regierung zu jeder
übertriebenen Forderung Frankreichs ja und amen sagen
läßt .

Herr Tardieu scheint zu glauben , daß er jetzt, zehn
Jahre nach Kriegsende , noch dieselben Methoden anwen-
den könne wie in Compiegne . in Versailles und Spa .
Das Studium des Locarnovertrages . der Völkerbunds-
akte und des Kellogpaktes und ein Blick auf die politische
Lage der ganzen Welt müßte ihn wohl darüber beleh -
ren . daß man mit Brutalisierungspraktiken heute nichts
mehr erreichen kann. Gewiß hat Herr Tardieu sich be-
eilt , den schlechten Eindruck, den seine mehr als aggressive
Rede an die Adresse der deutschen Delegation hervor-
gerufen hat, abzuschwächen . Aber das , was gesagt v -orden
ist, bleibt gesagt . Und die Worte Tardieus haben jeden -
falls gezeigt , daß er die Situation falsch eingeschätzt, und
daß er meint . Deutschland dadurch auf die Knie zwin-
gen zu können, daß er unsere Delegation anfährt und
zurechtweist.

Bei alledem sollte die Person des Herrn Schacht ganz
aus dem Spiele bleiben . Was die deutsche Reichsregie-
rung mit Herrn Schacht abzumachen hat , ist eine inner -
politische, deutsche Angelegenheit . Herr Schacht ist ein
bedeutender Manu von großem finanzpolitischemAnsehen.
Aber Herr Schacht ist nicht Deutschland, und Deutschland
ist nicht Herr Schacht. Im übrigen dürfte aber das, ioas
jetzt von französischer Seite an Forderungen angemeldet
wird , de » Befürchtungen des Herr « Schacht noch «ach -
träglich recht geben. Und zwar so sehr recht geben , daß
heute in der Ablehnung dieser Forderungen zwischen der
deutschen Delegation bzw. der Reichsregierung und dem
Reichsbankpräsidenten kaum ein nennenswerter Unter-
schied bestehen dürste.

Watz sollen wir dazu sagen, wenn jetzt eine jede Gele-
genheit beim Zipfel ergriffen wird, um uns neue Ml -
lionen Tribut aufzuhalsen ! Was sollen wir dazu sagen,
wenn jetzt ivieder das System der Verpfändung dieser
oder jener Objekte — entgegen dem klaren Sinn und
Wortlaut des Aoungplanes — von Frankreich aufs Tapet
gebracht wird , wenn man sogar die Revisionsmöglichkrit.
die der Youngplan vorsieht, hinwegzudisputieren versucht
und in der Morawriumssrage eine Haltung einnimmt ,
die deshalb ganz und gar unsinnig ist . weil doch selbst-
verständlich kein Schuldner in der Welt in der Lage sein
dürfte , nach Ablauf eineS Moratoriums die gesamten,
während dieser Zeit aufgelaufenen Abzahlungsraten mit
der regulär fälligen Rate sofort auf de» Tisch deS Hau¬
ses zu legen .



Das schlimmste aber ist, daß Frankreich nun auch wieder
- zur Sanktionspolitik zurückkehrt und im Aoungplan den

Grundsatz juristisch verankert sehen will , daß im Falle
einer „böswilligen Verwerfung " des Aoungplanes durch
Deutschland eine militärische Wiederbesetzung stattfinden
könne . Der britische Schatzkanzler hat wahrlich recht,
wenn er meint , daß diese ganze Frage besser nicht erwähnt
worden wäre . Es hat keinen Zweck , heute darüber zu
streiten , was geschehen könnte , wenn in Deutschland eine
Regierung ans Ruder käme , die den Aoungplan voll»
kommen verwirft . Gewiß entstände dann eine sehr
schwierige Situation , gewiß wäre dann mit recht ernsten
Maßnahmen der Gläubigerstaaten zu rechnen . Nun und
nimmer dürfte dann aber nnter Zurückgreifen auf den
Versailler Vertrag das Recht zur militärischen Wieder -
besetzung in Frage " kommen . Und es wird sich bestimmt
keine deutsche Regierung sinden , die heute Frankreich —
wenn auch nur zunächst auf dem Papier des Aoung »
Plans — ein solches Recht zuerkennt .

Wir wollen es vermeiden , uns mit dem rhetorischen
Zwischenfall , der jetzt von der Presse hüben und drüben
in ausführlicher Weife erörtert wird , allzusehr zu beschäf¬
tigen . Worte sind für uns nicht entscheidend . Auf die
Taten kommt es an . Wenn Herr Sardieu sich im Tone
vergreift und daraufhin von den deutschen Ministern zu-
rechtgewiesen wird , so ist das peinlich , braucht aber noch
nicht eine Katastrophe zu bedeuten . Katastrophenpolitik
treibt man aber ganz bestimmt , wenn man Deutschland
durch neue sachliche Forderungen vor den Kopf stößt . Der
Noungplan ist das Äußerste , was von uns akzeptiert
werden konnte . Jede neue Belastung , und möge sie 'auch
nur eine halbe Million ausmachen , muß von uns abge -
lehnt werden . Damit die Gegenseite endlich begreifen
lernt , daß sie sich in der Leistungsfähigkeit Deutschlands
irrt und uns schon an und für sich viel zu viel zugemutet
hat ! Beharrt Tardieu bei seinen Forderungen , dann spitzt
sich damit die Situation zur Krisis zu , dann geht es nicht
mehr um Einzelheiten , sondern um den Aoungplan selbst.

Das Urteil gegen BessevowM
MTB . Moskau , 9. Jan . (Tel .) Der Oberste Gerichtshofhat den ehemaligen Pariser Botschaftsrat Bessedowski im Ab-

Wesenheitsverfahren wegen Veruntreuung zu 10 Jahren Ge¬
fängnis verurteilt . Die Anklage auf Hochverrat wird Gegen -
stand eines besonderen Verfahrens sein .

Panzerkreuzer „B ". Nach einer Meldung des „Dem . Zei -
tungsd .

" sind die 8 Millionen Reichsmark, die für den Baueines Panzerkreuzers „B "
gefordert wurden , gestrichen wor -den . Die innerhalb des Reichsressorts beim Marineetat vor -

genommenen Streichungen haben bisher insgesamt einen
Betrag von 39 Millionen Reichsmark ergeben . Die „D . A. Z ."bezeichnet jedoch diese Darstellung als unzutreffend . Da der
ganze Etat noch nicht fertig aufgestellt sei, schwebten auch überdie Anforderungen der Marineleitung noch Verhandlungen ,die in keiner Weise abgeschlossen seien .

Die deutsch -französischen Saarverhandlungen werden , wie
Havas nun mitteilt , am IS. Januar in Paris wieder aufge -
nommen werden.

Die Ernennung Botschafter Sacketts . Präsident HooverHai dem amerikanischen Senat die Ernennung Senator
Sacketts zum Botschafter in Berlin zugehen lassen .

Reichstagsabg . Wilhelm Schlüter f . Im Hedwigskranken¬haus in Berlin ist der sozialdemokratische Reichstagsabgeord -
nete Wilhelm Schlüter an den Folgen eines schweren Schlag -
anfalles gestorben . Er wurde im Wahlkreis 17 (Westfalen -
Nord ) gewählt . Seine Nachfolgerin ist Frau Karoline Dett -
mer in Minden in Westfalen .

Im Höchster Betrieb der I . G . Farbenindustrie wird von der
Belegschaft ab 12. Januar je eine Schicht pro Woche beur »laubt , um weitere Arbeiterentlassungen zu vermeiden .

Volksbühne Karlsruhe
Zur Eröffnung der Vortragsreihe , die die Volksbühne ihrenMitgliedern im Laufe der nächsten Monate zu bieten gedenkt ,hielt Hans Blum einen Einführungsvortrag zum II . Teil von

Goethes Faust» der im Lauf des Januar im Landestheaterzur Darstellung gelangt . Der gute Besuch von über 600 Mit -
gliedern zeigt das erfreuliche Interesse , das der für den Mit -
gliederkreis der Volksbühne immerhin schwer zugänglichenDichtung entgegengebracht wird . Was der Vortragende zusagen hatte , war dazu angetan , das Verständnis zu weckenund konnte auch demjenigen einen Genuß bereiten , dem die
Dichtung näher bekannt war . So folgte die Menge freudigden 1 )4 stündigen Ausführungen von Hans Blum , der es mei -
sterlich verstanden hat , den tiefen Sinn des gedanklich starkbefrachteten Werks einem humanistisch nicht gebildeten Pu -blikum nahezubringen .

Dem Vortrag sollen einige weitere Vorträge folgen . Die
Volksbühne will damit den Mitgliedern Gelegenheit und An -
regung geben , zur Weiterbildung auf künstlerischem und kul-turellem Gebiet entsprechend ihren Zielen , die Allgemeinbil »
dung zu fördern und nicht nur als Organisation zu erscheinenzur Vermittlung von Theaterkarten . Der Anfang dazu ist ge-
macht . Der Vorstand gibt sich der Hoffnung hin , daß bei den
künftigen Vorträgen , zu denen der Eintritt gleichfalls freisein wird , die Beteiligung ebeuso gut ist, wie bei dem Vor -
trag von Hans Blum .

D«r neue Mannheimer Opernleiter . Auf Vorschlag des In -tendanten hat die Theaterkommission beschlossen. Generalmusik »direktor Josef Rosenstock als Generalmusikdirektor ans Mann -
heimer Nationaltheater zu berufen . Rosenstock, der bereits in
gleicher Eigenschaft am Hessischen Landestheater in Darm -
stadt und am Staatstheater in Wiesbaden tätig war , ist aufdrei Jahre verpflichtet worden und hat die Berufung ange -
nommen .

Teilweiser Amtsve . zicht des Generalintendanten Jeßner .Nach eingehenden Verhandlungen zwischen den Generalinten -
danten Jeßner und dem Bevollmächtigten des preußischen
Kultusministers Dr. Becker ist, wie die „Voss. Ztg . " meldet ,eine Verständigung auf der Grundlage herbeigeführt worden ,daß Jeßner auf die Stellung des Generalintendanten und aufdie Leitung der beiden Berliner Staatstheater verzichtet , da-
gegen die Stellung als Regisseur bei den Staatstheatern bei -
behält . Jeßner behält auch die Leitung der staatlichen Schau -
spielschule . Ein neuer Generalintendant der Staatstheater sollbis auf weiteres nicht bestellt werden .

Wm die österreichische Vertsssung
Setpel für einen Ständerat ^

Der Obmann der Christlich- sozialen Partei , Bundeskanzler
a . D . Dr. Seipel , hat der Christlich - sozialen Bundespartei -
leitung eine Reihe von Vorschlägen unterbreitet und insbe -
sondere die Frage des Länder - und Ständerates eingehenderörtert . Seiner Ansicht nach sei nach dem Vorbild der frü -
Heren provisorischen Nationalversammlung ein provisorischer
Ständer « », eine Wirtschaftskammer , zu schaffen. Diese Wirt -
schastskammer würde einerseits Vorschläge für die Zusam -
mensetzung der künstigen endgültigen Wirtschaftskammer aus -
zuarbeiten haben , andererseits aber volles Gesetzgebungsrecht
besitzen, und zwar die Priorität in allen wirtschaftlichen Ge -
setzen, während die Priorität in politischen und kulturellen
Angelegenheiten dem Nationalrat bliebe . Um den Ländern
die Einspruchsmöglichkeit zu wahren , soll das Kollegium der
Landeshauptmänner in einen Staatsrat oder Bundesrat ver -
wandelt werden , der mit Mehrheitsbeschluß jedes Gesetz zu
nochmaliger Behandlung in die Kammern rückVerweisenkönnte . Die ausschließliche Zuständigkeit des Nationalrates
in Budgetsachen müßte unberührt bleiben .

*
Die Vorschläge Dr. Seipels werden nunmehr in den Lan -

desParteileitungen und in den der Partei nahestehenden Or -
Konisationen behandelt werden , deren Berichte die Partei -
leitung am 15 . d. M . entgegennehmen will . Sie werden in
allen Parteilagern eifrig vesprochen. Bei den Großdeutschenund beim Landbund hörte man Stimmen der Verwunderung ,daß Dr. Seipel gerade im jetzigen Zeitpunkt die Absicht zuerkennen gebe , die angekündigte zweite Etappe der Berfas -
sungsreform sofort in Angriff zu nehmen . Im sozialdemo -
kratischen Lager verhält man sich ablehnend . Die Sozial -
demokraten erklären die Wirtschaftskammer oder den Stände -
rat als eine in den Rahme » der Gesetzgebung nicht hinein -
passende undemokratische Einrichtung .

Die pre« s; «s^ en Wahlen gültig
Das Wahlprüfungsgericht beim Preußischen Landtag be-

schäftigte sich am Mittwoch mit den Wahlen im ehemaligen
Freistaat Waldeck und mit der Frage der Gültigteitserklä -
rung der preußischen Landtagswahlen vom Mai 1928. Den
Hauptgegenstand der Verhandlungen bildete am Mittwoch die
Frage der Verteilung der Reststimmen . Im Anschluß an eine
Entscheidung des Staatsgerichtshofs im Falle Württembergs
waren Zweifel entstanden , ob die in Preußen geübte Art
der Verteilung der Reststimmen mit der Verfassung verein -
bar ist . In Konsequenz der Entscheidung des ^ tatsgecichts »
Hofes würde » 17 weitere Abgeordnete der Splitterparteien
in den Preußischen Landtag eintrete » . Nach längerer Ver -
Handlung verkündete das Wahlprüfungsgericht folgendesUrteil :

„Die am 29 . Juni 1929 im ehemaligen Freistaat Waldeck
vorgenommenen Wahlen zum Preußischen Landtag sind gül -
tig . Die am 20. Mai 1928 auf die Landeswahlvorschläge er -
folgten Wahleil zum Preußischen Landtag und die auf sie
erfolgte Zuteilung von Abgeordnetensitzen sind gültig ."

Damit sind die Listenwahlen zum Preußischen Landtag für
gültig erklärt . Aus der mündlichen Urteilsbegründung ergibt
sich, daß sich das Wahlprüfungsgericht in der Frage , ob die
Stimmenverrechnungsart gegen Verfassungsbedingungen ver -
stößt , der Entscheidung des Staatsgerichtshofes nicht ange -
schlössen hat . Es hat somit das Vorliegen einer materiellen
Verfassungswidrigkeit nicht erkennen können . Im übrigen
wurde darauf hingewiesen , daß eine etwa anzunehmende Ver -
fassungswidrigkeit auf dem gesetzlich vorgesehenen Wege der
verfassungsändernden Mehrheit , mit der das Landeswahlgesetz
angenommen worden sei, erledigt sei.

Disziplinarverfahren gegen einen Berliner Stadtrat
Gegen den besoldeten Stadtrat Preindl beim Bezirksamt

Berlin -Lichtenberg ist das Disziplinarverfahren unter vor-
läufiger Amtsenthebung wegen Unregelmäßigkeiten angeord -
net worden . Schon seit längerer Zeit war das Gerücht ver -
breitet , daß Stadtrat Preindl sich durch dienstwidrige Amts -
Handlungen schuldig gemacht haben soll. Man ging diesen
Anschuldigungen nach und fand sie auch zum Teil bestätigt .

Der Beamte , der Dezernent des Bauamtes des Bezirks
Lichtenberg war , hat wider besseres Wissen die Überschreitung
der Baukosten für das im Februar 1928 eröffnete Hallenbad
Lichtenberg dem Bezirksamt falsch gemeldet . Während näm -
lich die Überschreitung der Baukosten in Wirklichkeit 223 000
Reichsmark betrug , hat Preindl diesen Betrag um 57 000 31YI
niedriger angegeben und einfach Rechnungen in Höhe von
57 000 Jffll zurückgehalten und nicht beglichen . Er wollte viel -
leicht die Höhe der Überschreitung möglichst niedrig erscheinen
lassen , um so als besonders tüchtiger Beamter zu gelten .
Stadtrat Preindl hat auch den Stadtoberarchitekten zur Teil -
nähme verleitet . Beide haben dann versucht , die fehlende
Summe von 57 000 31)1 durch Überschreibung auf neue Bau -
Projekte wieder einzuholen . Als Preindl nach Aufdeckung die-
ser Täuschungen des Dezernatpostens der Bezirkshochbauver -
waltung enthoben wurde , beantwortete er diese Maßnahme
mit schweren Vorwürfen gegen seinen Nachfolger , Stadtrat
Stimming . Letzterer hat ein Disziplinarverfahren gegen sich
beantragt . Ob Stadtrat Preindl die falschen Angaben über
die Bauüberschreitung gemacht hat um sich eigene Vorteile zu
verschaffen , muß erst durch das Disziplinarverfahren geklärt
werden.

Durchprüfung der Reichsanstalt . Der Reichsfpartommissar
ist vom Reichsarbeitsminister ersucht worden , die Reichs-
anstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung
in bezug auf ihre Organisation usw . durchzuprüfen .

Eine Friedrich- Ebert -Halle . Zugleich mit der Einweihung
der neuen höheren Schulen erfolgte in Harburg die Weihe
der Friedrich -Ebert -Halle , in der die vom Reichsinnenmini -
ster Severing gestiftete Büste des ersten Reichspräsidenten
aufgestellt ist . Der Feier wohnten u . a . der preußische Kul -
tusminister Dr. Becker. Oberpräsident Noske und der Päda -
goge Geheimrat Kerscheusteiner bei.

Unterschlagungen bei der Arbeitslosenversicherung . Beim
Landesarbeitsamt Mitteldeutschland , im Bezirk Mansfeld - Eis -
leben , haben im Laufe von drei Jahren sechs Beamte etwa
50 000 Ml unterschlagen.

Die Aufhebung der vierten Wagenklaffe in Elsaß - Lothrin-
gen ist schon längere Zeit beabsichtigt; die Geueralräte und
Landwirtschaftskammern hatten aber dagegen Stellung ge «
nommen . Trotzdem wird aber die neue Klasseneinteilung
numehr am 10. Januar zur Wirklichkeit werden . Das Wa -
genmaterial wird weiter im Verkehr bleiben , nur werden
(ganz wie bei uns ) die Wagen mit einem Schild dritte »
Klasse versehen .

Der schweizerische Bundesvoranschlag für 1930 sieht Ein -
nahmen in Höhe von 383 Millionen Franken vor , so daß sich
gegenüber den Ausgaben ein Einnahmeüberschuß von 220 00V
Franken ergibt .

Verhaftung von Italienern an der Riviera . In der Nähe
von Cannes wurden 3 Italiener verhaftet , die Urheber meh »
rerer in Nizza und an anderen Punkten der französischen
Riviera verübter Attentate sein sollen Die Haussuchungen
sollen Sprengstoffe zutage gefördert haben.

Das Vertrauensverhältnis
zwischen StsdtverwMung und presse

Anläßlich der Fünfundzwanzigjahrfeier des Verbandes der
Rheinisch-westfälischen Presse hat der Düsseldorfer Oberbür -
germeister , Dr. Lehr, die Frage erörtert , auf welche Weise ein
möglichst großes Maß gegenseitigen Vertrauens zwischen körn-
munalen BeHorden und Presse , daS die Voraussetzung für ein
gemeinsames Wirken ist, geschaffen werden kann. Auch die
Presse, so führte Dr Lehr aus , übt ein öffentliches Ehrenamt
aus , und diejenigen , die mit innerem Beruf an ihr arbeiten ,fühlen sich als Treuhänder der Öffentlichkeit. Um nun diesenMännern der Presse auch Gelegenheit zu geben , auf dem
Gebiete der kommunalen Verwaltung möglichst eingehendeKenntnis sich zu erwerben , machte der Düsseldorfer Oberbür -
germeister den Vorschlag, daß Verwaltungen und Presse zu
besserem gegenseitigen Einfühlen durch informatorische Be -
schäftigung der Berufsanwärter in ein Austauschverhältnis
treten sollten . Der künftige Kommunalreserent der Zeitungen
soll dadurch aus eigener Anschauung und Praxis heraus kom -
munale Ausgaben und Ziele in der öffentlichen Kritik richtig
zu beurteilen in die Lage versetzt werden . Umgekehrt sollenBeamte der Kommunalverwaltungen mit den Bedürfnissenund Forderungen der Presse bekannt gemacht und zu dem
Grundsatz weitestgehender Publizität erzogen werden .

Durch diese Publizität kann die kommunale Verwaltungdas Jnreresse der Öffentlichkeit an den Vorgängen in der Ge -
meindeverwaltung wecken und stärken . Natürlich ist es auch
notwendig , daß trotz weitgehender Publizität Dinge , die noch
nicht spruchreif sind und die sich im ersten Stadium der Er -
wägungen und des Gedankenaustausches befinden , vertraulich
behandelt werden . Bei einem richtigen Vertrauensverhältnis
zwischen den Leitern der Stadtverwaltung und den Vertre -
tern der Presse wird die Wahrung dieser Vertraulichkeit leicht
gesichert werden können . Aber wohl ist es bisweile » möglich ,
solche nichtausgereisten Gedanken und Pläne der Öffentlichkeitin irgendeiner Form zur Erörterung zu unterbreiten . Da »
durch kann auf der einen Seite erreicht werden , daß die kom-
munale Verwaltung von vornherein über die Stellungnahmeder Bürgerschaft unterrichtet wird . Auf der anderen Seite
wird hierdurch für neue Ideen am leichtesten die öffentliche
Meinung vorbereitet und erzogen , so daß nachher , wenn die
Dinge spruchreif sind , die Widerstände überall geringer , die
Wege zum Verständnis des Zweckes der neuen Maßnahmengeebnet sind . So kann bei richtiger Zusammenarbeit zwischenKommune und Presse die Arbeit der Verwaltung sehr erheblich
erleichtert und gefördert werden .

Das Neberspringen von Klassen
Auf Anregung des hessischen Landesamtes für das Bil -

dungswesen wird seit 1926 in den höheren Schulen Hessen »dem bis dahin nur selten geübten Überspringen von Klassen
erhöhte Aufmertsamteit zugewendet . Als Springer können
nur solche Schüler in Frage kommen , die durch außergewohn -
liche Begabung und Leistungsfähigkeit eine so rasche Entwick -
lung nehmen , daß für sie ein Verbleiben im Altersverband
unzweckmäßig und als Hemmnis erscheint . Nach den vorlie »
genden Berichten hat sich das Springen durchaus bewährt . Die
Springer haben sich in den neueu Klassen rasch eingewohnt ?
und zählen durchweg auch hier zu den besseren Schülern . Seitder Anregung der Schulbehörde im Herbst 1926 haben bij»
Ostern 1929 18 Schüler springen dürfen .

Rationalisierung und Lnstsahrtindnstrie
Dem Berliner „Börsenkurier "

zufolge hat sich d .' r Reichs -verband der Luftfahrtindustrie dieser Tage in einer vertrau -
lichen Sitzung mit dem Vorgehen des Reichsverkehrsministe »riums gegenüber de » Flugzeugfabriten beschäftigt . Das Reichhat sich im Einvernehmen mit dem Reichstag zu einer Ratio -
nalisierungsmaßnahme entschlossen, indem es erklärte , daßkünftighin nur noch vier Firmen der deutschen Luftsahrtindu -
strie auf Beihilfen und Aufträge rechnen können , und zwarJunkers , Dornier , Heinkel und die Bahr . Flugzeugwerke . Da -bei war seitens des Reichsverkehrsministeriums betont worden ,daß auch die Deutsche Lufthansa anderen Firmen als diesenvier keine Lieferungsaufträge erteilen werde . Hierdurch füh¬len sich die von der Belieferung ausgeschlossenen Firmen inihrer Existenz bedroht und haben es bei ihrer Jnteressenver »
tretung durchgesetzt, daß der Reichsverband gegen die erzwun »
gene Rationalisierung beim Reichsverkehrsministerium prote »
stieren und die Wiederherstellung der Beschaffungsfreiheit ver »
langen wird .

'

Köln und die geplante Rnhrprovi « ^
Der Regierungspräsident von Köln dementiert im Auftrag «der Berliner Zentralstellen die von rheinischen Zeitungen inden letzten Tagen gebrachte Mitteilung , Köln und einigeRuhrstädte würden staatsunmittelbar und dem Oberpräsiden »ten unmittelbar unterstellt , der Regierungsbezirk Köln solle

aufgehoben werden , die >Mädte des Ruhrgebiets würden ausden Regierungsbezirken Düsseldorf , Arnsberg und Münster
herausgenommen und einem besonderen Ruhrpräfekien ( Ruhr -
Provinz» unterstellt . Der Regierungspräsident erklärt , dieseNachricht komme offenbar aus gewissen privaten Kreisen in
Essen , die dann und wann eine Initiative für die Ruhrpro -
vinz und für eine Abtrennung des Ruhrgebiets von der
Rheinprovinz und Westfalen entfaltet hatten . Von der
Staatsregierung sei weder in der Vergangenheit ein solcherPlan erwogen worden , noch werde er jetzt erwogen .

Die Trauung des italienischen Kronprinzen mit der belgi »
schen Prinzessin saiid am Mittwoch in Rom in der Paulini -
schen Kapelle durch den Erzbischof von Pisa , Kardinal Maffi ,statt . Der Hochzeitszug bewegte sich, mii ; den Neuvermähltenan der Spitze , unter dem Jubel der auf dem Quirinalplatzwartenden Volksmenge nach dem Thronsaal . Das junge Ehe -
paar zeigte sich mit seinen Eltern auf dem Balkon . Im St .
Johannissaal nahm der Senatspräsident in der Eigenschaft als
Standesbeamter die Eintragung der Eheschließung in das Zi -
vilstandesregister vor . Das Paar begab sich hierauf zum Vati -
kan , um dem Papst einen Besuch abzustatten .

Italienische Anarchisten in Nizza verhaftet . Wie aus
Nizza berichtet wird , sind in den letzten Tagen unter größter
Geheimhaltung vier italienische Anarchisten verhaftet worden ,die unter dem Verdacht stehen , an den Attentate « an der
Cüte dÄzur teilgenommen zu haben.

Erkrankung Tafts . Der frühere Präsident der Vereinig -
ten Staaten von 1909 bis 1913, Taft , jetzt Appellations -
gerichtspräsident , ist , wie aus Washington gemeldet wird ,
schwer ertrankt . Die Arzte hoffen aber , daß er seine Tätig »
feit in einem Monat wieder aufnehmen kann.

Räuberischer Überfall auf hohe chinesische Beamte . In Fut »
schau drangen Räuber in ein Gebäude , in dem ein offizielle »
Festessen stattfand . Sie fesselten die Gäste und schleppten sie
mit sich fort . Unter den Opfern befinden sich der Oberbefehls »
haber der chinesischen Marine , Jangschutschuang , der Zivil -
gouverneur der Provinz Fukien und fünf andere Mitglieder
der Provinzialregierung . Man will offenbar Lösegeld er-
pressen.

I



Das Problem der Kraftfahrzeugsteuer
Die Berliner Industrie , und Handelskammer hat vor einiger

Seit gemeinsam mit dem Deutschen Industrie - und Handel ».
L ^n? ew ?r Anzahl von . « e - dänd -n der Kraftverkehrswirt -
schast eine Studienkommissto » nach den bereinigten stauten
entsandt , um dort die Fragen der Kraftfahrzeugsteuer und des
<? trasienbaues ^u studieren . Das Ergebnis dieser Studienreise
ISffi » üb« die Reform der deutsche » « r«ftsahr -

»eugsteuer , die dem Reichstage im Jahre 1930 vorgelegt wer .
soll Die Denkschrift wird ausgehen von der Herstellung

dL aroken Bedeutung , die daö Automobil für das Siedluugs .
« esen in den Vereinigten Staaten gewonnen hat.

Nu der ungeheuren Ausdehnung des Automob,lvertehrs hat
in Amerika vor allem das praktische und verkehrsfordernde
Steuersystem beigetragen . An Kraftfahrzeugsteuern ie » nt man
drüben nur die Registrierungssteuer und die Gasolinftcuer .
Die erstere ist eine Pauschalsteuer , die alljährlich für die Re-
aistrierung der Automobile erhoben und für einen Personen -
wagen im Durchschnitt etwa 55 MI im Jahre betragt . Die
einfache Art der Erhebung dieser Pauschatsteuer hat dazu ge-
führt , datz ihre Berwaltungskosten nur 5 Prozent des Steuer ,
aufkommens betragen , datz also fast der ganze Steuerertrag of-
fentlichen Zwecken zugeführt werden kann. Der Gesamtertrag
dieser Registrierungssteuer betrug im Jahre 1928 etwa 1 .3
Milliarden Reichsmark in deutschem Gelde . Fast ebenso hoch
war der Ertrag der Gasolinsteuer , deren Erhebung autzer-
ordentlich einfach und billig ist , und deren Aufkommen Haupt-
fächlich für den Bau und die Pflege der Landstraßen der-
wendet wird. „ „

Es wird lohnend sein , durch Sachverstandige weitere e,n -
gehende Erhebungen darüber vornehmen zu lassen , ob und ,n
welchem Matze dieses autzerordentlich praktische und eintrag -
liche , dabei aber die Entwicklung des Automobilverkehrs wenig
hemmende Kraftfahrsteuersystem in Deutschland übernommen
werden kann.

Der Kreuzer „Edgar Quinet " verloren
MTB . Paris , 9. Jan . (Tel . ) Havas berichtet aus Croit ,

datz die Lage des gestrandeten Kreuzers „Edgar Quinet "

äutzerst kritisch ist. Gestern abend 7 Uhr war das Heck des
Schiffes bereits vom Wasser überspült . Infolge des hohen
Seeganges ist jede weitere Rettungsaktion sowie jeder wei -
tere Versuch, das Material zu bergen , unmöglich geworden .
Da für die Nacht ein Sturm angekündigt ist , betrachtet man
den Kreuzer als verloren und rechnet damit , datz er bald in
den Fluten verschwinden wird.

Ruhestörung aus Wissensbegierde
MTB . New York, 9. Jan . (TÄ . ) . Im Museum für natur -

wifsenschaftliche Forschung war für gestern abend eine Vor -
lefung über die Einstein - Theorie angesetzt. Mehr als 4000
Personen versuchten, Zutritt zu der Vorlesung zu finden . Da
der Türhüter nicht alle zulassen konnte, stürmte die Menge
den Hörsaal . Viele Personen wurden niedergetrampelt und
das «iferne Torgitter eingedrückt. Die Polizei muhte alarmiert
werden und die Ordnung wiederherstellen . Polizeibeamte be-
zeichneten den Vorfall als die erste Ruhestörung in New Kork
«us reiner Wiffensbegierde .

Die Regensburger Polizei gibt bekannt, datz der Schriftsetzer
Georg Bleies , der zuletzt als Reisender für Nähmaschinen
arbeitete , seit dem 26. November 1929 vermißt wird . Nach
Anficht der Polizei ist die Annahme berechtigt, datz sein Ver -
schwinden mit der Mordsache Tetzner in Zusammenhang steht,
» nd Bleier das Opfer Tetzners wurde .

Eine 75 Jahre alte Frau wurde in ihrer Neuköllner Woh«
nung von ihrem Enkel, einem 17jährigen Fürsorgezögling ,
überfallen und beraubt . — Der Junge hatte von seiner Er-
ziehungsanstalt Urlaub nach Berlin erhalten . In Begleitung
eines Freundes ging er in die Wohnung seiner Grotzmutter
und verlangte Geld von ihr . Als fie sich weigerte , schlug der
Enkel mit einem Knüppel auf sie ein . Die Burschen raubten
dann das vorhandene Geld und flüchteten .

Miederbeginn der Tandtagsarbeiten
Die Parlamentspause um Weihnachren ist zu Ende . Mitt -

tvoch nachmittag hielt die Zentrumsfraktion eine Sitzung ab,
während die Sozialdemokraten am heutigen Donnerstag ta -
ven . Am Freitag dieser Woche beraten die Ausschüsse für
Rechtspflege und Verwaltung und Geschäftsordnung . Für
Montag vormittag haben die Nationalsozialisten eine Frak-
«ionssitzung angesetzt.

Das Plenum des Landtags wird am kommenden Dienstag ,
den 14. Januar , nachmittags K4 Uhr, zu seiner ersten Sit -
>ung im neuen Jahre zusammentreten .

Die Tagesordnung umfatzt folgende Gegenstände :
I . Bekanntgabe der Eingänge .
II . Beantwortung Kurzer Anfragen .III . Entgegennahme der Regierungserklärung , in Verbin -

dung damit Vorlage des Staatsvoranschlags für die Jahre193!) und 1931.
IV . Begründung und Beantwortung der Förmlichen An -

fragen der Abgeordneten : 1 . Hilbert u . Gen ., Milchverwer¬
tungsgenossenschaft Oberlauchringen . 2. Ewald u . Gen . , An -
stedlung der aus Rutzland flüchtigen deutschstämmigen Land -
Wirte in den Ostprovinzen , 3 . Lenz u . Gen . , Verbot der Zu -
gchörigkeit von Schülern zur „Hitlerjugend "

. 4 . Teutsch und
Genossen. Stratzenbahn Handschuhsheim—Weinheim .V. Mundliche Berichte des Ausschusses für Rechtspflege und
^ » waltung über die Anträge der Abgeordneten : 1 . Dr.technutthenner u . Gen ., Die kommunalen Betriebe der sieben«rotzten Städte Badens , Berichterstatter Abg. Kühn : 2. Dr.u

Vr ®en -' Schutz des kaufmännischen und ge-
liifun ^ tS| hier die Ausdehnung der gewerb -hchen Betätigung der Gemeinden . Berichterstatter Abg. Kühn ;
© t^ f> ?*cn"' Hausbesitz der sieben grötzten
benne? ! 5 Abg. Kühn ; 4 . Dr. Schmitt .

- rx A ' Einfuhrung der Arbeitsdienstpflicht für die
Abg . Martzloff ; 2 . Bock

m •Ii rJ \ P ^ H^ ert u , Gen, . Reichsmilchaesetz,Berichterstatter Abg. Heinzmann ; 7 . Bock u. Gen Amnestiefür politisch Verurteilte , Berichterstatter Abg. Dr.
"

WolfhardWettere Gegenstände bleiben vorbehalten .

Verkehrspolizei auch auk den Landstraßen
Im „Badischen Beobachter" Nr . 8 vom 9. Januar 1930 wurde

mitgeteilt , datz von Berlin und Köln aus jetzt probeweise aucheine Regelung und Beaufsichtigung des Verkehrs auf den
Landstraßen durch Polizeiorgane aufgenommen worden sei.Das genannte Blatt knüpft an diese Meldung die Bemerkung ,
datz es erwünscht sei, wenn auch auf den badischen Strecken

ein« solche Kontrolle stattfinden würde . Dazu teilt di« Presse »
abteilung der badischen Regierung folgendes mit :

In Baden findet schon seit mehreren Jahren nicht nur durch
die örtlichen Polizeiorgane , sondern überdachend von den grö»
tzeren Polizeidienstfitzen aus eine Verkehrskontrolle sowohl bei
Tag wie bei . Rächt namentlich auf den Landstratzen statt .
Zur Förderung der örtlichen und bezirklichen Kontrolle haben
an der Gendarmerieschule in Karlsruhe im Herbst vorigen
Jahres mehrere Ausbildungskurse für Polizei - und Gcndar »
meriebeamte stattgefunden . Auch für die Aufklärung des Pu »
dlikums und namentlich der Schuljugend wird durch Vorträge
über Verkehrsgefahren Sorge getragen . Solche Vorträge sind
seit längerem vom Innenministerium im Benehmen mit dem
Unterrichtsministerium organisiert worden. Scharfe Kontrolle

■der Beobachtung der Verkehrsregel ist den Polizeibehörden wie -
derholt zur Pflicht gemacht worden. Gerade mit Rücksicht auf
die Bedeutung des Automobilverkehrs im Grenzlande Baden
mutz hier eine Verkehrspolizei gehandhabt werden , die manch,
mal auch zu scharfem Eingreifen zwingt . In dieser Beziehung
kann man den Ausführungen im „Badischen Beobachter" nur
zustimmen .

Nus den Parteien
Prälat Dr. Schofer legt den Fraktionsvorsitz im Zentrum

nieder
In einer Mittwoch nachmittag von der Zentrumsfraktion

in Karlsruhe abgehaltenen Sitzung teilte der bisherige Frak-
tionsvorsitzende , Prälat Dr. Schofer, brieflich mit , datz er vom
Borsitz der Fraktion zurücktrete.

Wie der „Bad . Beob . " dazu mitteilt , muhte sich die Frak-
tion mit der Tatsache abfinden , da der Willensentfchluh des
bisherigen Vorsitzenden unabänderlich ist . Über die dadurch
notwendig gewordenen neuen Dispositionen in der Zentrums -
fraktion sino noch keine Entschlietzungen getroffen . Was dar-
über in der Presse weiter mitgeteilt wird , beruht auf Kom-
binationen oder Erfindung und eilt mindestens den Tatsachen
voraus . Das Blatt schreibt weiter u . a. : „Der Rücktritt
Dr. Schofers vom Vorsitz der Fraktion beruht zweifellos auf
dem sehr begreiflichen Bedürfnis des Führers der badischen
Zentrumspartei , die Last, die auf seinen Schultern liegt , an -
gesichts seiner Gesundheitsverhältnisse etwas leichter zu ma -
chen . Die Zentrumspartei hatte auch zur Zeit des Zentrums »
führers Wacker ihren Führer nicht einmal in der Fraktion ,weil Wacker seit dem Jahre 1903 jedes Mandat für sich ab»
lehnte . Deshalb hat die Tatsache, datz jetzt Dr. Schofer den
Vorsitz in der Fraktion niedergelegt hat, dabei aber weiter
sowohl Fraktionsmitglied , wie auch Parteichef bleibt , nicht
irgend etwas an sich , was zu besonderen Kommentaren An»
latz geben könnte. Auf Kombinationen in der Presse in die-
ser Richtung einzugehen , versagen wir uns , wie wir auch
ruhig abwarten können, wie die Frage der Besetzung der
Präsidentenstelle am Rechnungshof nach dem Weggang des
jetzigen Innenministers von dieser Stelle in der Regierung
entschieden wird ."

In der Fraktionssitzung der Zentrumspartei des Badischen
Landtags am heutigen Donnerstag wurde die Frage des Nach-
folgers Dr. Schofers nur kurz gestreift ; die Neuwahl soll erst
Ende der Woche oder anfangs nächster Woche erfolgen . Hier -
auf wandten sich die Beratungen der Fraktion steuerlichen
Fragen zu.

Der „Fall Wagner " vor dem Landtag
Wie verlautet , wird sich der Geschäftsordnungsausschuß des

Badischen Landtags , der auf Freitag vormittag von dessen
Vorsitzenden, Jttg'. Dr. Lters (Dem . ) einberufen ist, mit
der Aufhebung der Immunität de» nationalsozialistischen Abg.
Wagner und einem Antrag auf Strafverfolgung beschäftigen.
Am 19. Dezember kam es bekanntlich im „Darmstädter Hof "
in Karlsruhe einem Zusammenstoß zwischen Nationalsozia -
listen -und Mitgliedern einer in Karlsruhe sagenden inter¬
nationalen Eisenbahntarifkommission , der in eine Schlägerei
ausartete . An dieser Schlägerei hat sich den polizeilichen Er -
Mittelungen zufolge in hervorragender Weise u. a. auch der
nationalsozialistische Landtagsabgeordnete Wagner beteiligt ,
gegen den von der Staatsanwaltschaft Strafantrag gestellt
wurde . Zur Strafverfolgung bedarf es aber nach der badi-
scheu Verfassung der ausdrücklichen Erlaubnis des Landtags ,über die sich nun -in erster. Instanz , der Geschäftsordnungs -
ausfchutz- wi.rd schlüssig werden müssen. Zum Berichterstatterüber den Antrag auf Strafverfolgung des Abg. Wagner istder Abg . Kaufmann (Zenit .-) bestimmt.

DieAnerkeunungbadischerLehramtsprufnugen
in Preußen

Im Freistaat Baden ist an Stelle der Prüfungsordnung
für das höhere Lehramt vom 2. April 1913 die neue Prüfung » -
ordnung für das wissenschaftliche Lehramt an höheren Lehr-
anstalten vom 19. April 1928 getreten . Wie der „Amtliche
Preußische Pressedienst " mitteilt , werden nach einer mit dem
badischen Minister des Kultus und Unterrichts getroffenen
Vereinbarung auch die auf Grund der neuen Prüfungsord -
nung von dem Ausschntz für die wissenschaftliche Prüfung in
Karlsruhe ausgestellten Zeugnisse für Preußen anerkannt .
Ausgenommen hiervon sind die auf Grund des § 27, Absatz 2
der Prüfungsordnung in der mathematisch-physikalischen
Gruppe erworbenen Prüfungszeugnifse , die das Bestehen der
wissenschaftlichen Prüfung , und . zwar in Mathematik und Phy¬
sik als Hauptfächern , jedoch ohne ein weiteres Nebenfach befchei»
nigen . Ein solches Zeugnis kann nur dann in Preutzen aner -
kannt werden , wenn es nachträglich durch eine Erweiterungs -
Prüfung für ein drittes Fach ergänzt worden ist.

Tagungen
Bauerntag in Rastatt . Die Vorbereitungen für den 4 . Gro -

hen Bauerntag , der am Sonntag , dem 26. Januar , in Rastatt
stattfindet , sind in vollem Gange . Reichsernährungsminister
Dietrich hat sein Erscheinen zugesagt und wird das Hauptrefe .
rat über „die wirtschaftliche Lage des bäuerlichen Berufs -
standes und die Mahnahmen zu ihrer Verbesserung " halten .Als weiterer Redner für die Kundgebung ist Präsidwtt Nei¬
de ! (Karlsruhe ) in Aussicht genommen.

Aus der Landeshauptstadt
Der Kronauer Mörder #ot dem Schwurgericht

Unter dem Vorsitz des Landgerichtspräsidenten Dr. Rud »
mann fand am heutigen Donnerstag die Verhanglung gegenden 21 Jahre alten Küfer Karl Bindet aus . Kronau (bei
Bruchsal ) statt, der wegen Mordes angeklagt ist . Das Pu -
blikum hatte sich zahlreich eingefunden .

Der Angeklagte , der bisher unbestraft ist, besuchte die
Schule in Kronau, die Gewerbeschule in Heidelberg und be -
kleidete nach beendeter Lehrzeit verschiedene Stellen als Kü»
fer in Heidelberg , Maikammer und St . Georgen . Am 22 . De »
zember kehrte er nach seinem Heimatsort Kronau (bei Bruch»
sal ) zurück . Die ihm zur Last gelegte Tat wurde in der Syl »

veflernacht , am 31, Januar 1928, begangen . Die Anklag«
wirft ihm vor. vorsätzlich einen Menschen getötet und die Tö.
tüng ntit Überlegung ausgeführt zu haben, indem er am31 . Dezember 1928. abends zwischen 7 und 8 Uhr. in der
Nähe des Bahnhofs Mingolsheim die 17 Jahre alte Fabrik»arbeiterin Antonie Staffen — nachdem er vorher den Ent»
schlutz gefatzt hatte , sie zu töten — in den Kraichbach stietz.in dem sie «rtrank (Verbrechen nach § 211 des Reichsstraf¬
gesetzbuches).

Die einkittende Frage des Vorsitzenden, ob er sich imSinne dieser Anklage schuldig bekenne, verneint der Ange-
Nagt « damit , datz er unschuldig an dem Tode der Antonie
Staffen sei — es könnte höchstens Fahrlässigkeit in Betrachtkommen . Die Vernehmung des Angeklagten ergibt, datz er
sich mit mehreren Mädchen eingelassen hatte. Im Mai 1928
trat er in Beziehungen zu der damals 1655jährigen Antonie
Staffen . Bevor er nach St . Georgen im Schwarzwald ging— es war anfangs Oktober — hatte sie ihm Andeutungen
gemacht, datz sie befürchte, fchwanger zu werden . Am 22. De »
zember kehrte er nach Kronau zurück . Am 27. Dezember-sprach fie mit ihm über ihren Zustand, den fie vor ihrenEltern zu verbergen wutzte. Von ihr fei dann, wie der An»
geklagte angibt , der Gedanke, das zu erwartende Kind ab»
zutreiben , ausgegangen . Er besprach sich wegen eines Ab»
treibungsmittels mit seinem Freund , dem Kaufmann Leuz»
ner , den er fragte , ob er ihm Gift besorgen könne, mit dem
er angeblich einen bissigen Hund, der ihn nachts belästigte,töten wolle . An mehr , als an die Beseitigung der Schwan »
gerschaft will er dabei nicht gedacht haben. Die Bemerkung
zu Leuzner „wenn sie schwanger ist . dann darf es soweit
nicht kommen , dann mutz sie weg"

, wird vom Angeklagten
bestritten ; er will gesagt haben : „dann mutz es weg "

. Zületzi
hat Binde ! die Staffen am 31. Dezember nach der Silvester -
anHacht vor dem Ortsausgang Kronau getroffen . Hier soll
ihm das Mädchen wiederum verzweifelt die Bitte um Hilfe
vorgetragen haben . Er habe erklärt, datz er nichts tun könne.
Unterdessen sei man zur Kraichbachbrücke gekommen, dort —
da Leute daherkamen — abseits vom Wege gegangen . Aus
nochmaliges Fragen hätte er erklärt, ihr nicht hel^ n zu kön-
nen . Darauf hatte das Mädchen ihn am Halse gepackt. Er
hätte sie von sich gedrückt . Dabei sei das Mädchen gestolpertund in den Bach gefallen . Er, Bindel , will nun völlig köpf,los geworden fein und nicht gesehen haben, wo die Staffen
hingeraten ist. Nach dem Vorgang begab sich Bindel nach
Hause und atz bei den Eltern zu Nacht, dann ging er nach
Mingolsheim und feierte lustig Silvester , um am anderen
Morgen nach Freiburg zum Antritt einer Stellung zu sah.
ren . Über das Verschwinden des Mädchens hat er nicht das
Geringste verlauten lassen. Er wollte damit verhüten , daß
irgendein Verdacht gegen ihn entsteht.

*
Ein Beleidigungsprozeß vor dem Schwurgericht. Vor dem

Schwurgericht Karlsruhe fand am Mittwoch der Beleidigungs »
prozeh gegen den Pforzheimer Bauunternehmer Louis Gold-
mann statt, der in Veröffentlichungen in der Pforzheimer
Presse vom Juni 1928 gegen den Pforzheimer Stadtrat und
Glasermeister Karl Helber den Vorwurf erhob , er habe den
Angeklagten in gehässiger Weise verfolgt und ihm geschäftlichund moralisch Abbruch getan , treibe eine verachtenswerte , un-
teririnsche Tätigkeit , sei als Vorsitzender des Baudarlehensaus ,
schufses in Pforzheim parteilich und gegen ihn eingestellt und
habe sich bei einem Holzkauf in Huchenfeld im Jahre 1921,wo er Forstbeamte „benützt" habe, unkorrekt verhalten . Die
Verhandlung , in der Stadtrat Helber als Nebenkläger zugelas -
sen ist, ergab , datz Goldmann in finanzielle Schwierigkeiten
geraten und bei der Gewährung von Baudarlehen nicht berück-
sichtigt worden war . Er führte dies hauptsächlich auf die Ein -

, siellung Helbers gegen ihn zurück . Die Vorwürfe erhält er auf .
recht , erklärt jedoch , datz dem bei dem Holzkauf erwähnten Forst»
meister Philipp nicht der leiseste Verdacht einer Unregelmätzig»
keit , noch anrüchiger Beziehung zu einem dunkeln Holzgeschäft
anhafte . Der Staatsanwalt erachtete den Wahrheitsbeweis
für mitzlungen und beantragte im Sinne der Anklage eine
Gefängnisstrafe von nicht unter zwei Wochen . Der Neben -
klägervertreter , Rechtsanwalt Diey plädierte ebenfalls aus
Verurteilung , während der Verteidiger des Angeklagten für
Freisprechung eintrat . Nachts gegen 1 Uhr verkündete da»
Schwurgericht das Urteil : Der Angeklagte, Bauunternehmer
Louis Goldmann , wurde wegen Beleidigung nach § 186 zu199 Ml Geldstrafe , im Unbeibringungsfalle zu 10 Tagen Ge.
fängnis verurteilt . Das Finanzministerium und der Stadtrat
Pforzheim erhielten die Befugnis , das Urteil in zwei Pforz »
heimer Zeitungen innerhalb eines Monats zu veröffentlichen.

Kraftpostlinie Karlsruhe —Rußheim . Wie der Vertehrsverein
mitteilt , hat das zwischen der Reichsbahndirektion Karlsruhe
und der Reichspost getroffene Abkommen über die Regelungdes Personenverkehrs über Land nunmehr dazu geführt, datzdie Reichsbahndirektion sich mit der alsbaldigen Einrichtungeiner Kraftpostlinie Karlsruhe —Rußheim einverstanden er-
klärte . Die Oberpostdirektion wird auch den Triebwagenver -
kehr Karlsruhe —Graben , den die Reichsbahn einstellt, durch
ihren Omnibusdienst ablösen, die geplante Kraftverbindung
wird sich also bis Bahnhos Graben erstrecken . Mit der Weiter-
führung der Linie bis Graben wird ein weiterer erwünschter
Schnellverkehr geschaffen , der ohne Zweifel die so unumgäng -
lich notwendigen Wechselbeziehungen zwischen Stadt und Land
günstig beeinflussen wird.

Wetternachrichtendienst der Badischen Landeswetterwarte ,
Karlsruhe . Kühlere maritime Lust hat uns heute erreicht und
vorübergehend zu leichten Niederschlägen geführt. Im Gebirge
ist Neuschnee gefallen . Da über dem Festland die allgemeiue
westliche Luftströmung wieder hergestellt ist, werden wir bis
auf weiteres veränderliches Wetter behalten . Wetteraussich-
ten : Fortdauer des Westwetters .

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Teviiennotierunqen

Amsterdam 100 G.
Kopenhagen 100 Kr.
jtalien
London .
New Uork
Paris .
Schweiz

100 L.
1 Pfd .
1 D .
100 Fr .
100 Fr .

Wien 100 Schilling
Prag . - - 100 Kr.

» .
Geld

168.47
111 .92
21 .87
20 .37
4.1810
16.44
81 .05
58 .82
12.372

Januar
Äriej

168.81
112.14
21 .91
20 .41
4 .1890
16.48
81 .21
58.94
12.392

S. Januar
Grit

168.75
111 .99
21 .89
20.38
4. 1840
16 .445
81 .12
58.86
12.38 >

Briq
168.99
112.18
21 .93
20 .42
4 .1920
16 .495
81.28
58.96
1V.40

Nach dem Ausweis der Reichsbank vom 7. Januar hat sich
der Umlauf an Reichsbanknoten um 439 Mill . Reichsmark
auf 4 604,7 Mill . Reichsmark, derjenige an Rentenbankfchei-
nen um 34,4 Mill . Reichsmark auf 362.3 Mill . Reichsmark
verringert . Die Bestände an Gold und deckungsfähigen Devi .
sen VJben sich um 0,9 Mill . Reichsmark auf 2 607,6 Mill .
Re . .. -mark erhöht . Die Deckung der Noten durch Gold allein
besserte sich von 46,3 Proz . in der Vorwoche auf 49,6 Proz ., die-
jenige durch Gold und deckungsfähige Devisen von 53,3 Proz .
auf 58,4 Proz .



Gemeinderundschgu
Reue BRrgermeisterwahl i» Malsch. Nachdem die übliche

Bürgermeisterwahl in Malsch (Amt Ettlingen ! vom Bezirksraiin Ettlingen für ungültig erklärt wurde , findet der dritte
Wahlgang nochmal » am Samstag , den 18. Januar , nachmit
tags , statt .

Die Einwohnerzahl der Stadt Schwetzingen betrug am
31 . Dezember 1929 9854.

Heimatmuseum in Bad Rappenau . Ein Ausschuß , der sichmit der Heimatpflege beschäftigt , hat beschlossen, m Bad Rap -
peaau ein Heimatmuseum zu gründen . Die Gemeindcverwal -
tung wird voraussichtlich die nötigen Räumlichkeiten in dem
von ihr gekauften Brminschen Hause zur Verfügung stellen .Vor einigen Jahren wurden Ausgrabungen gemacht , die reiche
Funde zutage förderten . Man hofft , einen Teil davon , der
sich im LarÄesmuseum Karlsruhe und Mannheini befindet ,wieder zurückzugewinnen .

Kommunales a »s Kehl. Durch die Erweiterung deS Städt .
Krankenhauses ist die Anstellung eines Chefarztes notwen -
dig geworden . Die Stelle soll alsbald zur Bewerbung aus -
geschrieben werden . — Die städt . Wirtschaftseröffnung fürdas Jahr 1928 wurde auf Vorschlag der Steuer - und Fn .anz -
kommission wie folgt festgelegt : Einnahmen 1793 0Ü0 Ml
(gegenüber dem Voranschlag plus 117 000 Ml ), Ausgaben1822 000 Jitl (gegenüber dem Voranschlag plus 147 000 Ml ) .Die einzelnen Etatsüberschreitungen wurden dadurch geneh¬migt . Ebenso die Fehlbetragsrechnung , wonach weder ein
Fehlbetrag noch ei» Uberschuß sich ergibt .

lkurze GZscbricbten aus Waden
DZ . Heidelberg , 8 , Jan . Auf Antrag der KPD . in Schries -

heim wurden die beiden kommunistischen Bürgerausschußmit¬glieder Jakob Stumpf und Jakob Merkel aus der Partei aus -
geschlossen , weil sie ihre Stimme dem jetzigen BürgermeisterRufer gegeben haben .

* Adelsheim . 88. Jan . Der Geschäftsleiter der Bezirksspar -
lasse Adelsheim , Wegerle , wurde mit Wirkung vom 1 . Januar1930 zum Direktor dieser Kasse ernannt . Er steht seit etwa17 Jahren im Sparkassendienst , war früher Beamter der
Städtischen Sparkasse Mannheim und einige Fahre Leiterder Geschäftsstelle des Badischen Sparkassen - und Gicover -bands . Seit Ende 1925 ist er Geschäftsleiter der Bezirksspar -
lasse Adelsheini .

* TauberbischofSHeim , 8 . Jan . Wie das ..Heidelb Tagebl .
"

meldet , sind die Bereinigten Schulmöbelfabriken , dahier , eineder bestbeschäftigten industriellen Unternehmungen des badi¬
schen Frankenlandes , infolge mangelnder Aufträge gezwungen ,ihren Betrieb bis zum 3 . Februar völlig stillzulegen . Etwa100 Arbeiter werden durch diese Maßnahme arbeitslos .

bld . Ettlingen , 8. Jan . Am Montag hielten in Ettlingendie Funktionäre der Textilarbeiter des Albtales eine Sitzung«b. Nach einem eingehenden Referat über die Schlichtung ?-
Verhandlungen einigten sich die Vertreter für die Annahmedes Schiedsspruches .

DZ . Offenburg , 9 . Jan . Nach schweren einjährigem Leiden»erstarb heute früh . M>10 Uhr , der Vorsitzende der Landes -
8cuppe

Baden in der Gewerkschaft Deutscher Lokomotivführer ,arl Grohens . Er hatte das Amt des Vorsitzenden drei Jahre
lang inns , nachdem er vorher lange Jahre stellvertretender
Vorsitzender war . Grohens war auch mehrere Fahre Mitglieddes Bürgerausschusses Offenburg . Politisch gehörte Grohensder Demokratischen Partei an .

DZ . Elzach , 8 . Jan . Zu dem angeblichen Verschwinden
des Arztes Dr. Sexauer , das Anlaß zu alarmierenden Nach-
richten gegeben hatte , wird mitgeteilt , daß Dr. Sexauer eine
Stelle als Schiffsarzt beim Nordd . Lloyd angenommen hatund bereits am vergangenen Donnerstag abgereist ist. Daß
er plötzlich verschwunden ist, stimmt nicht . Auch hat sich
vr . Sexauer vorschriftsmäßig bei der Ärztevereinigung des
unteren BreiSgaues abgemeldet .

DZ . Badenweiler , 8. Jan . In der Sehringer Gipsgrube
find am Silvestertage auf der Bergseite des GipÄagers ab -
bauwürdige Erze gefunden worden . Die Erzgänge reichen
nordsüdlich vor . Es handelt sich vorwiegend um Bleiglanz ,der bekanntlich hinter Hausbaden und im Karlstollen bei Ba -
denweiler jahrhundertelang Gegenstand eines wechselvollenBergbaues war . Auf Grund dieser neuen Funde dürfte wohl
die Leitung des Gipswerkes auch den Erzbergbau wieder auf -
nehmen .

DZ . Untersimonswald , 8. Jan . Im Alter von 90 Jahren
ist hier der im ganzen Tal bekannte Alt -Adlerwirt Wehrle
verstorben . Er hat auch den Feldzug 1866 mitgemacht .

Staatsanzeiger
Bekanntmachung

Ausdehnung der AngesteStenversiche -
»» ngSpflicht .

An die Bezirksämter — Versicherungsämter :
Durch die Verordnung des Reichsarbeitsniinisters vom

8 . Oktober 1929 (Reichsgesetzblatt l Seite 151 ) wurde die
Verficherungspslicht in der Angestelltenversicherung u . a . auch
auf Hebammen erstreckt , die ihre Tätigkeit auf eigene Rech-
nung ausüben , ohne in ihrem Betriebe Angestellt « zu befchäf-
tigen . Hiernach unterliegen auch die Gemeindehebammen der
Angestelltenversichel ung .

Nach 8 184 Absatz 1 Satz 3 ABG . haben die selbständigen
Hebammen , die nach der genannten Verordnung von der

Bersicherungspflicht erfaßt werden , selbst die Pflichten der
Arbeitgeber zu erfüllen ; sie sind aber nicht berechtigt , von
ihren jeweiligen Austraggeber » einen verhältnismäßigen An -teil am Beitrag zu verlangen , haben vielmehr die vollen Bei -
träge allein aufzubringen . Auch die Gemeindehebammenhaben die Versicherungsbeiträge selbst zu tragen .Die neuen Bestimmungen sind am l . Oktober 1929 in Kraftgetreten .

Die Bezirksämter — Versicherungsämter — werden an -
gewiesen , die Gemeinden auf die neuen Bestimmungen noch
besonder ? aufmerksam zu machen .

Karlsruhe , den 7 . Januar 1930.
Der Minister des Innern :
I . A. : Arnsperger .

« uszug an ? den Personalveränderunge » des Reichsheeres
(mit besonderer Berücksichtigung des Wehrkreiskommandos V ) .Mit Wirkung vom 1 . Januar 1930 werden befördert :
zum Oberstleutnant :

Major Lüters , Jnfanterie -Regt . 15, LandeRkommandint von
Hessen :

tum Hauptmann :
Oberleutnant Schricker, Artillerie -Regt . 6 ;

zu Oberleutnanten :
Leutnant Burger , Reiter - Regt . 16 ;
Leutnant Boigtsberger , Jnfanterie -Regt 15 ;Leutnant Rubner , Zeugamt in Kassel ;

zu« Leutnant :
Oberfähnrich Schmidt , Jnfanterie - Regt . 13;

zum Generaloberveterinör :
Oberstabsveterinär Dr. Bauch , Artillerie -Regt . 5.

personeller Teil
Emennungen , Versetzungen . Zurruhesetzungen usw .

der planmäßige » Beamte »
Aus dem Bereich des Ministeriums des Jauern

Ernannt :
Zum Gendarmerieoberwachtmeister Gendarmeriehauptwacht .meister Karl Schweizer in Kappelrodeck, Amt Bühl .

Ministerium der Finanzen
Wasser - und Stnlszenbmidirektion

Ernannt :
Zu Straßenoberbaumeistern die Straßenbaumeister FranzSohlmann in Bruchsal und Adolf Straub >n Blumberg , zumBauobersekretär der Straßenbaumeister Wilhelm Deckingerbeim Wasser - und Straßenbauamt Pforzheim .

Versetzt :
Bauinspektor Karl Jäger bei der Wasser - und Straßenbau -

direktion zum Waffer - und Straßenbauamt Achern, Bauinspek¬tor Ernst Langenbach in Mosbach zum Kulturbauamt tzeidel -
berg , die Bermessungssekretäre Otto Bueb in Karlsruhe zum
Vermessungsamt Offenburg , Fritz Frommherz in Tauber -
bischofsheim zum Bermessungsamt Kenzingen , Wilhelm Ha »,
ger in Wertheim zuin Vermessungsamt Donaueschingen .

In de« Ruhestand «ritt kraft Gesetzes :
Der Flußwärter Franz Wild in Maxa u .

Entlasse » auf Ansuchen :
Der Vermessungssekretär Mathäus Fischer , z . Z . bei »» städt ,

Bermessungsamt Mannheim .
Gestorben :

Straßenwärter Karl Hen « in Einbach .
Ausweis über die Einnahmen und Ausgabe» des Landes Bade«. Monat November des Rechnungsjahres 1929 ,

(Beträge in Tausend Reichsmark .)
A . Ordentlicher Haushalt .

Ist - Einnahme oder Jst - Au « gabe

I
Jahressoll

( Haushaltssoll )
>eit Beginn des

Rechnungsjahres
bis einschließlich

Oktober 1929

im
November 1929 zusammen

I 3 j 4
l . Einnahmen :

1. steuern inach Abzug der Überweisungen an die Ce-
meindeil und Kreise)

2. Uberschüsse der Unternehmungen und Betriebe (nach
Abzug von Zuschüssen)

3 . Sonstige Einnahmen :
a ) Justiz
b) Unterrichtswesen , Wissenschaften und Künste, Kultus
cj Übrige Landesverwaltung

130 372

6 857

14 36«
22 078
48 939

86150

4 484

9 272
12 371
20160

1081 »

396

1341
1784
4 487

96 969

4 880

10 613
14 155
24 647

Einnahmen insgesamt (nach Abzug der Steuerüber¬
weisungen an die Gemeinden und Kreise und der Zu-
schüsse an Unternehmungen und Betriebe ) 222 602 132 437 18 827 151 264

II . Ausgaben :
t . Justiz
2. Unterrichtswesen , Wissenschaften und Künste , Kultus .3. Wohnungswesen
4 . Ruhegehalte und Hinterbliebenenversorgung . . . .■ 5. Sonstige Ausgaben

21 672
85 862
10 221
24 831
85 585

13 439
52109

4133
14 436
42 683

2 063
7 331
1047
2 074
6888

- 15 502
69 440

5180
16 510
49 571

Ausgaben insgejamt
Einnahmen insgesamt

228 171
222 602

120 800
132 437

19 <03
18 827

146 203
15 t 564

Mithin Mehrausgabe
Mehreinnahme

5 569
5 637

576
5 061

L Einnahmen :
Insgesamt .

B. « uier » edentlicher Haushalt .

IL « nsgade « :
1. Verkehrswesen . . . . . . . . . . . . .
2. Wohnungswesen
3. Sonstige Ausgaben der Hoheitsverwaltungen
4. Für Unternehmungen und Betriebe . . . .
Ausgaben msgejamt
Einnahmen insgesamt .

19 958 222 1735 1957

8 528 5 760 229 5 989
7000 300 1500 1800

10 375 4 708 516 5 224
790 248 18 266

26 693 11016 2 26 , 13 279
Iii 958 222 1735 1 «57
6 735 10794 528 11322jMithin Mehrausgabe

Abschluß November 1929.
A . Ordentlicher Haushalt .

Mehreinnahme aus den Monaten April bis einschließlich November 1929 5061
B. Außerordentlicher Haushalt .

Mehrausgabe aus den Monaten April biS einschließlich November 1929 11328
Anmerkung : Mit Rücksicht auf die Ungleichheit im zeitlichen Vollzug und die teils vorschußweise Verrechnung der Einnahmenund Ausgaben während der einzelnen Monate des Rechnungsjahres lassen sich zuverlässige Schlußfolgerungenauf den Abschluß der HauptstaatSrechnung auf Ende des Rechnungsjahres im Vergleich zum Haushaltsplan au »

obiger Darstellung nicht ziehen.
Karlsruhe , den 7. Januar 1930,

» er Minister der Fi « «»ze».
Sch mitt .

Der Zigarre,iverkauss -
stand in der Schalterhalle
des Bahnhofes Karlsruhe
wird auf 1 . 10. 1930 neu
vergeben . Auf Prozente
vom Umsatz (Rohein -
nähme ) lautende und eine
feste Jahresmiiidestpacht
zusicherte Pachtangebote
sind mit Nachweisen über
Befähigung . Leumund und

Verm >,>gensverhältnisse ,
verschlossen/ mit der Auf -
fchrift ..Pacht Zigarren -
Verkaufsstand Karlsruhe " ,
bis längstens 5. 2. 1930.
vormittags 10 Uhr, an das

ReichsbahnbetriebSamt
Karlsruhe einzureichen .
Pachtbedingungen können
bei diesem Amte eingese -
hen oder gegen 50 Slrf er¬
hoben werden . Zuschlags¬
frist bis einschließlich 17 . 2.
1930 . Bis zum Ablauf die-
ser Frist bleiben die Be -
Werber mit ihren Angebo -
ten gebunden . Freie Aus -

Wahl unter den Bewer -
bern oder die Zurückwei -
fung sämtlicher Angebote
vorbehalten . Persönliche
Borstellung bei der Reichs -
bahndirektion nur nach
Aufforderung . O4

Karlsruhe , 8. 1 . 1930.
DentscheReichsbahn -Gesell -
schaft, Reichsbahndirektion .

Die Bahnhofwirtschast
Karlsruhe mit dazugehört -
gem Verkaufsstand in der
Unterführung — inner -
halb der Sperre — wird
auf 1 . 10 . 1930 neu ver¬
geben . Auf Prozente vom
Umsatz (Roheinnahme ) lau -
tende , und «ine feste Iah -
resmindestpacht zusichern -
de Pachtangebote find mit
Rachweisen über Befähi -
gung . Leumund , und Ver -
mögenSverhältnisse , ver -
schlössen, mit Aufschrist :
„Pacht Bahnhofwirtschaft ,
Karlsruhe "

, bls längstens

5. 2. 1930, vormittags 10
Uhr , an das Reichsbahn -
betriebsamt Karlsruhe
einzureichen . Ein Teil des
Inventars ist eisenbahnsei -
tig gestellt . Pächterwoh -
nung vorhanden ; ihr Miet -
wert ist im Pachtzins nicht
inbegriffen . Pachtbedingun -
gen können beim Reichs -
bahnbetriebsam t Karls -
ruhe eingesehen oder ge-
gen 1 Ml erhoben werden .
Zuschlagsfrist bis einschl.
17. 2 . 1930. Bis zum Ab-
lauf dieser Frist bleiben
die Bewerber an das An -

§
ebot gebunden . Freie
luswahl unter den Be-

Werbern oder die Zurück -
Weisung sämtlicher Ange -
böte vorbehalten . Persön -
liche Vorstellung bei der
Reichs bahndirektion nur
nach Aufforderung . O .3

Karlsruhe . 8 . 1 . 1930.
DeutschcReichSbahn -Gesell -
schaft, Reichsbahndirektton .

O.l . Offenburg . Das
Konkursverfahren üb . das
Vermögen der Alois
Rheinboldt Witwe Elisa -
beth geb. Brenk in Offen -
bürg wird nach Abhaltung
des Schlußtermins auf -
gehoben .

Offenburg , 6. 1 . 1930.
Der Urkundsbeamte der

Geschäftsstelle :
Bad. Amtsgericht I .

glus - il . bchotterliesmng

DaS Wasser - und Stra -
enbauamt Tauberbischofs ,
eim vergibt nach BO . B

1926 die Lieferung von
zirka 9000 Tonnen Hart -
steinteergrus und zirka
4000 Tonnen Hartsteinun -
terhaltungS - und -walz «
schotter en 11 Losen für
die Unterhaltung d. Land¬

straßen im Rechnungsjahr
1930/31 . Die Bewerber
können die Angebotsvor -
drucke von dem oben be-
zeichneten Bauamt bezie-
hen . Die Angebote sind
nach besonderer Weisung
auszufüllen und verfchlos-
sen mit der Aufschrift
„Schotterlieferung f . Land -
straßen " versehen , bis zum
27 . Januar 1930. 11 Uhr .
beim Wasser - , und Stra -
ßenbauamt Tauberbischofs -
heim einzureichen , wo um
diese Zeit die Öffnung der
Angebote in Anwesenheit
etwa erschienener Bewer -
her stattfindet . Zuschlags -
frist : 3 Wochen . O .2

Inserieren
bringt Gewinn I

Freitag , 10. Januar 1930
* F 13 (Freitagmiete »

Th - Gem . 3. S .-Gr . 2 . Hälfte

Neu einstudiert :

Hierauf

Märchenspiel
von Humperdinck

Dirigent : Schwarz
Regie : Dr . Landgrebe

Mitwirkende :
Blank . Fischbach, Kallab .

Seiberlich , Winter ,
Laufkötter , Löser .

(Der Nußknacker )
Von Tschaikowsky

Dirigent : SchwMlU
Choreographische Leitung

H . I Fürstenau
Mitwirkende :

DaS Ballett , die Fachschule
für Tanz .

Anfang 19'/, Ende geg . 22
Preises (1- 7XM )

Sa ., 11. Jan .: Der arme
Reinhold und der König
Nußknacker. Hierauf -
Coppelia . So ., 12 . Jan :
Nachm . : Das GlSckchen
des Eremiten . Abends :
Louise . Im KvnzerthauS -
Grand Hotel . Mo., 13. Jan .:
Faust ll Teil . In derFest-
Halle : 4. Bottsstnfonie -

kouzert.
Druck G . Braun , Karlsruh «
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